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die Notwendigkeit der qualifizierten digitalen Signatur bei Dokumenten, die einem 
schriftlich zu unterzeichnenden Schriftstück gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a Abs. 

1 Satz 3 VwGO). f:N-4.: .Al 'i .2t.M1-
Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Gründe darzulegen, 
aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, sofern sie nicht zugleich 
mit der Stellung des Antrags auf Zulassung der Berufung erfolgt, beim 

einzureichen. 

Hessischen Verwaltungsgerichtshof 
Brüder-Grimm-Platz 1 - 3 
34117 Kassel 

Vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte durch einen 
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschule eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertrags­
staates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, 
der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. Dies 
gilt auch für Prozesshand Iungen, durch die ein Verfahren vor dem Hessischen Verwal­
tungsgerichtshof eingeleitet wird. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich 
durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit 
Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentli­
chen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Einer Person mit Befähigung zum Rich­
teramt steht gleich, wer in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet ein 
rechtswissenschaftliches Studium als Diplom-Jurist an einer Universität oder wissen­
schaftlichen Hochschule abgeschlossen hat und nach dem 3. Oktober 1990 im höheren 
Verwaltungsdienst beschäftigt wurde. 

ln Abgabenangelegenheiten sind auch Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirt­
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer, Personen und Vereinigungen im Sinne des § 
3 a des Steuerberatungsgesetzes sowie Gesellschaften im Sinne des§ 3 Nr. 2 und 3 
des Steuerberatungsgesetzes, die durch Personen im Sinne des§ 3 Nr. 1 des Steuer­
beratungsgesetzes handeln, als Bevollmächtigte zugelassen. 

Berufsständische Vereinigungen der Landwirtschaft sind darüber hinaus für ihre Mit­
glieder als Bevollmächtigte zugelassen. 

Weiterhin sind Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusam­
menschlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zu­
sammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder als Bevollmäch­
tigte zugelassen. 

ln Angelegenheiten der Kriegsopferfürsorge und des Schwerbehindertenrechts sowie 
der damit im Zusammenhang stehenden Angelegenheiten sind auch Vereinigungen, 
deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche lnteressenvertretung, die Be­
ratung und Vertretung der Leistungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungs­
recht oder der behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter Berücksichti­
gung von Art und Umfang ihrer Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die Gewähr für 
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eine sachkundige Prozessvertretung bieten, für ihre Mitglieder als Bevollmächtigte zu­
gelassen. 

Außerdem sind juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigen­
tum einer der in den beiden vorstehenden Absätzen bezeichneten Organisationen ste­
hen, als Bevollmächtigte zugelassen , wenn die juristische Person ausschließlich die 
Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisationen und ihrer Mitglieder oder 
anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren 
Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die 
Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 

Ein nach den vorstehenden Vorschriften Vertretungsberechtigter kann sich selbst ver­
treten. 

Richter dürfen als Bevollmächtigte nicht vor dem Gericht auftreten, dem sie angehören. 
Ehrenamtliche Richter dürfen, außer wenn sie Beschäftigte eines Beteiligten oder eines 
mit ihm verbundenen Unternehmens (§ 15 Aktiengesetz) sind oder wenn sie eine Be­
hörde nach Maßgabe der obigen Ausführungen vertreten, nicht vor einem Spruchkörper 
auftreten, dem sie angehören. 

Schild 


